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Umsatzsteuer 

  
Über die LAG IF erhalten wir heute folgende wichtige Information zur 
BFH-Entscheidung (XIR2/17) über den Umgang mit dem ermäßigten 
Steuersatz in Inklusionsbetrieben und Werkstätten für behinderte 
Menschen: 

Das Bundesfinanzministerium teilt mit, dass der Umgang mit der BFH-
Entscheidung inzwischen mit den zuständigen Vertretern der obersten 
Finanzbehörden der Länder erörtert worden ist. Diese haben in ihrer 
Sitzung vom 21. - 23. Januar einstimmig beschlossen, dass die 
Veröffentlichung des Urteils zurückgestellt wird. Derzeit laufen 
Verhandlungen über die Vorschläge der Europäischen Kommission zur 
Reform der europarechtlichen Vorgaben für die Mehrwertsteuersätze. 
Das BMF werde sich in diesen Gesprächen für die Belange der 
betroffenen Menschen mit Behinderungen einsetzen. Werkstätten und 
Inklusionsbetriebe leisten aus Sicht des BMF einen wichtigen Beitrag zur 
Einbeziehung behinderter Menschen in das Arbeitsleben. Das Ziel des 
BMF sei es daher, die derzeitige Praxis der Anwendung des ermäßigten 
Umsatzsteuersatzes auf die entsprechenden Leistungen langfristig zu 
sichern.  
Durch den Beschluss, die Veröffentlichung des Urteils zurückzustellen, 
sei sichergestellt, dass die Finanzverwaltung weiterhin die bisherige 
Rechtslage anwendet. 

Wir danken der LAG IF für die Zurverfügungstellung diese Information. 

 


